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Judikatur
OGH verneint Unterlassungsanspruch gegen AKW Temelin
Eine Grundeigentümerin in relativer Nähe zum AKW Temelin in
Tschechien hat versucht, mit Unterlassungsklage aufgrund von
Gefährdung durch ionisierende Strahlung gegen den Betreiber
des AKW Temelin vor einem österr Gericht vorzugehen. Wie be-
reits die Unterinstanzen, die die Klage unter Hinweis auf die in
dieser Sache ergangene E des EuGH, wonach es eine unzulässige
Diskriminierung wäre, wenn Betriebsbewilligungen aus anderen
EU-MS nicht anerkannt werden würden, abgewiesen haben, tat
dies – freilich aus anderen Gründen – auch der OGH. Dieser ar-
gumentierte, dass aufgrund des festgestellten Sachverhalts keine
unmittelbar bevorstehende Gefahr einer Rechtsgutverletzung
vom Betrieb des AKW Temelin ausgehen würde (3 Ob 134/
12w).1)

Nichtamtliche SV im UVP-Feststellungsverfahren
Während im „normalen“ UVP-Genehmigungsverfahren die Be-
stellung von nichtamtlichen Sachverständigen gem § 12 Abs 2
UVP-G auch dann zulässig ist, wenn die Voraussetzungen des
§ 52 Abs 2 und 3 AVG nicht vorliegen, ist dies im Feststellungs-
verfahren nicht der Fall. Mit ausführlicher Begründung hat der
VwGH am 23. 8. 2012 (2010/05/0204) festgehalten, dass im
Verfahren nach § 3 Abs 7 UVP-G (Feststellungsverfahren) die
Heranziehung von nichtamtlichen Sachverständigen nur bei
Erfüllung der Voraussetzungen des § 52 Abs 2 und 3 AVG zu-
lässig ist. Wenn daher die UVP-Beh – beabsichtigt sie die
Bestellung eines nichtamtlichen Sachverständigen – die Voraus-
setzungen des § 52 Abs 2 und 3 nicht prüft, belastet dies den
entsprechenden Feststellungsbescheid mit inhaltlicher Rechts-
widrigkeit.2)

Bewässerung und Trinkwasserversorgung
im öffentlichen Interesse
Mit E v 11. 9. 2012 (C-43/10) hat der EuGH iZm einem großflä-
chigen Eingriff in die griechische Flusslandschaft in Thessalien
ausgesprochen, dass die Bewässerung und die Trinkwasserversor-
gung überwiegende öffentliche Interessen darstellen, die grund-
sätzlich die Umleitung eines Flusses rechtfertigen können, wenn
keine Alternativlösungen vorhanden sind. Mit gleichem Erk hat
der GH festgehalten, dass die FFH-RL auch solch weitreichenden
großflächigen Eingriffen dann nicht entgegensteht, wenn die MS
insb alle notwendigen Ausgleichsmaßnahmen ergreifen, um den
Schutz der globalen Kohärenz von NATURA 2000 sicherzustel-
len. Hauptziel der FFH-RL ist es nämlich, nicht nur die Erhaltung
der biologischen Vielfalt zu fördern, sondern auch die wirtschaft-
lichen, sozialen, kulturellen und regionalen Anforderungen ent-
sprechend zu berücksichtigen.

Legistik

Vorschlag für Änderung der UVP-RL
Am 26. 10. 2012 hat die EK einen Vorschlag für eine umfassende
Änderung der UVP-RL vorgestellt (KOM[2012] 628). Neben
Präzisierungen iZm dem Begriff Bestimmungen soll va eine zen-
trale UVP-Anlaufstelle geschaffen werden, die die Koordinierung
und Integration von Bewertungsverfahren im Rahmen der UVP-
RL und anderer EU-Rechtsvorschriften erlaubt. Weiters sollen

mit einer Änderung des Art 4 der RL das Screening-Verfahren
und die Ansätze der MS dazu vereinheitlicht werden. Ua kann da-
durch die Durchführung einer vollständigen UVP vermieden
werden, wenn in Bezug auf die wichtigsten Umweltauswirkungen
nach dem Screening-Prozess zufriedenstellende Lösungen gefun-
den werden. Weiters soll iSd Beschleunigung von Genehmi-
gungsverfahren hinkünftig ein engeres Zeitkorsett für sowohl
die (außerhalb des klassischen Genehmigungsverfahrens stattfin-
dende) Konsultation der Öffentlichkeit wie auch für das Geneh-
migungsverfahren selbst eingeführt werden (vgl dazu die ausführ-
liche Darstellung von N. Raschauer auf www.umweltrechtsblog.
at3)).

Ökostrom-Einspeisetarif-V 2012 kundgemacht
Mit BGBl II 2012/307v 18. 9. 2012 ist die ÖSET-V 2012 kundge-
macht worden, die die Einspeisetarife für die Abnahme elektri-
scher Energie aus Ökostromanlagen festsetzt. Die V trat bereits
mit 19. 9. 2012 in Kraft.

Weiteres

Kosten umweltrechtlicher Verfahren in Österreich
gleichgeblieben
Das „European Network of Environmental Law Organisations“
hat erneut eine Untersuchung veröffentlicht, die die Kosten der
Beteiligungen an umweltrechtlichen Verfahren analysiert. Insge-
samt sind neun Staaten hinsichtlich der „Beteiligungskosten“ von
Parteien an Genehmigungsverfahren untersucht worden. Erfreu-
lich für die österr betroffene Öffentlichkeit ist, dass es gegenüber
der vor drei Jahren durchgeführten (ähnlichen) Untersuchung
weitestgehend keine Veränderungen gegeben hat. Unter www.
umweltrechtsblog.at wurde ein Link zur vollständigen Untersu-
chung veröffentlicht.4)

Umweltrechtsblog.at

Univ.-Prof. Dr. Nicolas Raschauer und RA
Dr. Peter Sander betreiben gemeinsam mit dem
ÖWAV das Projekt www.umweltrechtsblog.at –
einen Weblog, der Entwicklungen und Erkennt-
nisse tagesaktuell einer breiten Öffentlichkeit zu-

kommen lässt. Autoren aus dem universitären Bereich wie auch
aus der Praxis schreiben juristische und rechtspolitische Kurzbei-
träge zum Umweltrecht.
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1) Umweltsrechtsblog.at v 15. 10. 2012 (Raschauer).
2) Umweltrechtsblog.at v 21. 9. 2012 (Raschauer).
3) Umweltrechtsblog.at v 30. 10. 2012 (Raschauer).
4) Umweltrechtsblog.at v 4. 10. 2012 (Sander).
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